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meiner Familie










Vorwort


Es gibt viele Ratgeber, wie man eine gute Ehe führen oder eine schlechte Ehe retten kann. Aber wenn all die guten Ratschläge nicht gefruchtet haben, steht der, der nicht mehr an seine Ehe glaubt, vor der Frage: wie „geht“ Scheidung, was passiert da, wie läuft ein Scheidungsverfahren ab? Diese Frage stellt sich nicht nur dem, der selbst von einer solchen Situation betroffen ist, sondern auch dem, in dessen Familie oder Freundeskreis sich jemand scheiden lässt. Diesen Menschen und den Betroffenen soll das Buch eine Hilfe sein, ihnen eine Skizze über den Weg geben, der zu gehen ist.


Das Folgende ist kein Roman, kein juristisches Lehrbuch, keine Dokumentation und kein Ratgeber. Es ist die Erzählung eines Juristen, der mehr als fünfzehn Jahre als Familienrichter tätig war. Es ist die Schilderung, wie ein gerichtliches Scheidungsverfahren in Deutschland abläuft. Das Buch ist keine Handlungsanleitung. Es soll vielmehr verdeutlichen, was in einem Scheidungsverfahren geschieht beziehungsweise weshalb oftmals lange Zeit – zumindest in der Wahrnehmung der Betroffenen – nichts passiert. Es ist auch ein Plädoyer für eine gütliche Einigung der Scheidungswilligen – gerade dann, wenn Kinder betroffen sind, die keine Schuld an der schwierigen Situation trifft, die aber häufig am stärksten darunter leiden.


Die in diesem Buch verwendeten Personenbezeichnungen beziehen sich gleichermaßen auf weibliche, männliche und diverse Personen. Auf eine Doppelnennung und gegenderte Bezeichnung wird zugunsten einer besseren Lesbarkeit und Verständlichkeit verzichtet. Seit Oktober 2017 bestimmt das deutsche Recht: “Die Ehe wird von zwei Personen verschiedenen oder gleichen Geschlechts auf Lebenszeit geschlossen. Die Ehegatten sind einander zur ehelichen Lebensgemeinschaft verpflichtet; sie tragen füreinander Verantwortung.“


Das Buch enthält keine Verweise auf Literatur, Rechtsprechung oder Paragraphen. Zu vielen Begriffen finden sich im Internet zahlreiche Erläuterungen. Literatur und Gerichtsentscheidungen zum Scheidungsrecht mit allen Nebenerscheinungen (Unterhaltsrecht, Güterrecht, Kindschaftsrecht etc.) füllen Bibliotheken. Für Detailfragen kann auf diese Quellen zurückgegriffen werden.


Mein besonderer Dank gilt meiner Frau, meinen Töchtern und einer Freundin unserer Familie, Dr. Ute Röding, für viele Anmerkungen, Korrekturen und Verbesserungsvorschläge.


Dr. Norbert Sitzmann










Die Scheidung


Die Scheidung ist die Auflösung einer Ehe. Sie ist – nach deutschem Recht – nur durch richterliche Entscheidung möglich. Mit Rechtskraft der Entscheidung ist die Ehe aufgelöst. Man braucht hierfür also ein Gericht, das Familiengericht, das die Scheidung der Ehe durch Beschluss, genauer gesagt einen sogenannten „Endbeschluss“, ausspricht. Das Familiengericht ist als Abteilung beim Amtsgericht angesiedelt.


Für alle anderen Angelegenheiten im Zusammenhang mit einer Scheidung braucht man nicht zwingend ein Gericht, obwohl die Streitigkeiten in diesem Rahmen doch häufig vor Gericht landen. Wenn sich beispielsweise die Ehegatten über die Zahlung von Unterhalt für einen Ehegatten und/oder die Kinder einig sind und entsprechend gezahlt wird, bedarf es keiner gerichtlichen Regelung hierzu – auch keiner wie auch immer gearteten gerichtlichen Bestätigung. Gleiches gilt für die Vermögensauseinandersetzung (insbesondere Zugewinnausgleich). Besonders wichtig ist das für den Umgang mit Kindern oder für das Sorgerecht: wenn sich die Eheleute einig sind, bei wem das Kind oder die Kinder fortan in welchem zeitlichen Umfang leben werden, bedarf es keiner gerichtlichen Regelung zum Aufenthaltsbestimmungsrecht oder zum Umgang.


Zwar erfordert der Versorgungsausgleich, also der Ausgleich der während der Ehe aufgebauten Altersversorgungen, eine gerichtliche Entscheidung, doch kann beispielsweise ein Verzicht auf die Durchführung des Versorgungsausgleichs auch von einem Notar beurkundet werden. Das Gericht führt später im Rahmen des Scheidungsverfahrens nur eine Wirksamkeitskontrolle durch.


Eine Scheidung muss also nicht zwingend in einer Vielzahl langandauernder gerichtlicher Streitigkeiten enden – leider tut sie das aber in vielen Fällen.


Wenn hier im Weiteren von „Scheidung“ die Rede ist, so ist damit das gerichtliche Scheidungsverfahren gemeint. Die vorgelagerte Trennung ist dagegen ein rein tatsächliches Geschehen beziehungsweise eine Handlung, wofür es kein Gericht braucht: sei es, dass ein Ehegatte aus der gemeinsamen Wohnung auszieht, sei es, dass er dem anderen Ehegatten eröffnet, dass er getrennt leben will und auch die Versorgungsleistungen für den anderen Ehegatten einstellt und damit neben getrenntem Essen und Schlafen auch keine Haushaltsleistungen mehr für den anderen erbringt. Zum Zeitpunkt des gerichtlichen Scheidungsausspruchs müssen die Eheleute mindestens ein Jahr getrennt leben – von seltenen Ausnahmefällen abgesehen.


An die Trennung knüpfen sich viele rechtliche Folgen, weshalb häufig Streitigkeiten und Gerichtsverfahren mit ihr einhergehen. Für die beteiligten Ehegatten ist das in den allermeisten Fällen ein sehr belastender Lebenssachverhalt beziehungsweise Lebensabschnitt und viele Probleme prasseln durcheinander auf die Eheleute ein: verletzende Kommunikation mit dem anderen Ehegatten, Schriftsätze des gegnerischen Anwalts und Schriftstücke des Gerichts.


Genau dieses „Lebensdurcheinander“ bei einer Scheidung wird vom Gesetz sortiert, vieles also in rechtlicher Hinsicht gesondert betrachtet und behandelt.










Die „einfache“ Scheidung


Wenn keine minderjährigen Kinder da sind, die Eheleute etwa gleich viel verdienen und Einigkeit darüber besteht, wer in der bisherigen Wohnung bleibt beziehungsweise was mit der bisherigen Wohnung geschieht, so hat eine Trennung zunächst kaum Konsequenzen – außer, dass sich im Folgejahr die Steuerklasse der Ehegatten ändert. Der Steuerklassenwechsel ist für viele Ehegatten der Grund, sich nicht gegen Jahresende, sondern erst zu Beginn des folgenden Jahres zu trennen, um einen möglichen Steuervorteil zu verlängern. Es gibt immer wieder Fälle, in denen Menschen ohne Trauschein viele Jahre zusammenleben, schließlich heiraten und die Ehe scheitert dann nach kurzer Zeit. Bei einer solchen kurzen Doppelverdienerehe – beide sind berufstätig – ist die Trennung jedenfalls in wirtschaftlicher Hinsicht unproblematisch.


Diese genannten Voraussetzungen – kurze kinderlose Ehe und finanziell unabhängige Ehegatten – sind allerdings nicht in vielen Scheidungsfällen gegeben, so dass häufig bei Uneinigkeiten der Gang zum Rechtsanwalt und gerichtliche Verfahren unvermeidbar sind.










Die „konfliktträchtige“ Scheidung



Streit wegen der Kinder


Handlungsbedarf besteht für die Eheleute immer, wenn die gemeinsamen Kinder noch minderjährig sind. Handlungsbedarf heißt aber nicht, dass es zwingend zu Streitigkeiten oder gar zu gerichtlichen Auseinandersetzungen kommen muss. Denn das Leitmotiv im Gesetz ist das Kindeswohl, was bedeutet, dass alle weiteren Entscheidungen zum Wohle des Kindes getroffen werden müssen. Wenn sich Eltern von Anfang an hieran orientieren, muss es nicht zu Streitigkeiten kommen. Aber leider ist immer wieder zu beobachten, dass Eltern beziehungsweise Elternteile ihre eigenen, persönlichen Vorstellungen und Wünsche für das halten, was dem Kindeswohl dient und für das Kind am besten ist. Wenn Eltern oder Elternteile nicht in der Lage sind, einen halbwegs objektiven Blick auf die Situation des Kindes einzunehmen, kann unter dem Deckmantel des (vermeintlichen) „Kindeswohls“ jede persönliche Ansicht als die (vermeintlich) allein richtige vorgebracht werden (“Ich mache das ja nur im Interesse des Kindes“). Zwangsläufig wird es Streit geben, der bei gutem Willen vermeidbar wäre. Erste Anlaufstellen sind dann, soviel sei hier schon angemerkt, das Jugendamt oder eine Erziehungsberatungsstelle.


Typischerweise ist der Ablauf bei der Trennung wie folgt: Die Eheleute trennen sich und müssen oder wollen eine Regelung finden, bei wem sich die Kinder aufhalten, beziehungsweise eine Regelung, wann die Kinder mit wem Kontakt haben. Glücklicherweise kommen viele Eltern zu einer Einigung, bei wem die Kinder hauptsächlich leben, und wie oft und in welcher Form sie Kontakt zum anderen Elternteil haben.


Wenn sich die Eltern darüber streiten, bei wem die Kinder leben, so ist dieser Streit – es ist ein Streit um einen Teil des Sorgerechts – der Umgangsfrage gedanklich und zeitlich vorgelagert.



Sorgerechtsstreit


Ein typischer Streitpunkt in engem Zusammenhang mit der Trennung ergibt sich im Bereich des Aufenthaltsbestimmungsrechtes (das Recht festzulegen, wo das Kind wohnt). Sobald sich Eltern trennen, stellt sich – wie bereits zuvor ausgeführt – zuerst die Frage, bei wem die Kinder in welchem Umfang leben.


Wenn sich Eltern in diesem Punkt einig sind, bestehen eben keine Meinungsverschiedenheiten im Bereich des Aufenthaltsbestimmungsrechtes (das Recht festzulegen, wo ein Kind lebt), das ihnen – wie das gesamte Sorgerecht – gemeinsam zusteht.


Anders sieht es aus, wenn eine solche Einigkeit nicht besteht, wenn beispielsweise der Elternteil, der aus der bisherigen gemeinsamen Wohnung ausziehen wird, die Kinder mitnehmen will und möchte, dass die Kinder künftig bei ihm leben. Die Eltern würden also den Aufenthalt der Kinder unterschiedlich bestimmen. Da den Eltern das Aufenthaltsbestimmungsrecht gemeinsam zusteht, kann ein Elternteil allein an der vormals von beiden Eltern gemeinsam geschaffenen Situation nichts ändern, weil ihm hierzu das Recht fehlt. Um die Kinder mitnehmen zu können und mitnehmen zu dürfen, bräuchte dieser Elternteil das alleinige Aufenthaltsbestimmungsrecht. In solchen Fällen beantragt der Elternteil, der an der Wohnsituation des Kindes etwas ändern möchte, also mit ihm umziehen möchte, bei Gericht, dass ihm das Aufenthaltsbestimmungsrecht zur alleinigen Ausübung übertragen wird. Dies geschieht meist im Rahmen eines Eilverfahrens (Verfahren der einstweiligen Anordnung). Ob er das alleinige Aufenthaltsbestimmungsrecht erhält, entscheidet das Familiengericht. Das Familiengericht hat darüber zu befinden, was für das Kind besser ist: Verbleib bei dem Elternteil in der bisherigen Wohnung oder Umzug mit dem anderen Elternteil in eine andere Wohnung.


Nur in diesem Teilbereich (Recht zur Aufenthaltsbestimmung) wird dann die gemeinsame elterliche Sorge aufgehoben und einem Elternteil wird in diesem Teilbereich die Alleinsorge übertragen. Typischerweise erfolgt die Übertragung auf denjenigen, bei dem die Kinder nach Ansicht des Gerichts leben sollen. Aber auch einen solchen Streit können die Eltern jederzeit beenden, indem sie sich auf einen bestimmten Aufenthalt einigen, ein Elternteil also zustimmt, dass die Kinder beim anderen Elternteil leben.


Beim Sorgerecht geht es um die Vertretung des Kindes. Hier sind die beiden großen Blöcke Vermögenssorge und Personensorge zu unterscheiden. Die Vermögenssorge spielt üblicherweise keine große praktische Rolle. Zum einen sind bei den wenigsten Kindern finanzielle Angelegenheiten zu regeln, zum anderen kommt es über die Verwaltung etwaigen Kindesvermögens selten zum Streit – abgesehen beispielsweise vom Streit über die Eröffnung eines Bankkontos für das Kind, der seine Ursache meist in einem persönlichen Zwist und nicht in Aspekten der Vermögensverwaltung hat.


Streitigkeiten ergeben sich typischerweise im Zusammenhang mit dem Personensorgerecht. Das Personensorgerecht betrifft die Vertretung des Kindes in allen Angelegenheiten, die nicht reine Vermögenssorge sind. Die wichtigsten Teilbereiche der Personensorge sind: das Recht zur Aufenthaltsbestimmung, das Recht zur Vertretung in Gesundheitsangelegenheiten und das Recht zur Vertretung in Schul- und Behördenangelegenheiten. In all diesen Bereichen kann es im Zusammenhang mit der Trennung zu Streitigkeiten kommen. Wenn die Eltern, die von Gesetzes wegen zunächst das gemeinsame Sorgerecht haben, bei einer Entscheidung in einem dieser Bereiche nicht einig sind, besteht Regelungs- und damit Handlungsbedarf.


Nicht selten werden Anträge auf Übertragung der gesamten elterlichen Sorge zur alleinigen Ausübung gestellt mit der Argumentation, der andere Elternteil „interessiere sich nicht für die Kinder“. Begründungen in dieser Allgemeinheit sind nicht ausreichend für die Aufhebung der gemeinsamen elterlichen Sorge und der Begründung der Alleinsorge eines Elternteils – sei es in allen Bereichen der elterlichen Sorge, sei es in Teilbereichen. Denn das behauptete Desinteresse wird zum einen meist bestritten und es wird eingewandt, es sei kein Desinteresse, sondern Folge des abwehrenden Verhaltens des anderen Elternteils, der Umgangskontakte untergrabe und auch sonstige Kontaktversuche zur gemeinsamen Besprechung von Kindesangelegenheiten verhindere. Außerdem ist auch ein wie auch immer geartetes „Desinteresse“ kein Grund, die elterliche Sorge zu regeln, solange der andere Elternteil in den Punkten, in denen es wirklich auf die rechtliche Vertretung mittels elterlicher Sorge ankommt, im erforderlichen Umfang mitwirkt. Wenn der andere Elternteil in entscheidenden Situationen, zum Beispiel bei ärztlicher Behandlung, bei Kindergarten- oder Schulanmeldung etc. erreichbar ist, mitwirkt und gebotene Unterschriften leistet, besteht kein Grund zur Regelung der elterlichen Sorge.


Eine ähnliche Konfliktsituation ergibt sich beispielsweise auch dann, wenn die Eltern uneinig sind, ob ein Kind eine länger dauernde ärztliche Behandlung oder Therapie erhalten soll (zwei Beispiele: medikamentöse Behandlung einer Aufmerksamkeitsdefizitstörung oder Aufnahme einer Psychotherapie). Derjenige, der entgegen der Auffassung des anderen Elternteils eine solche Maßnahme für erforderlich hält und durchführen lassen will, ist letztlich darauf angewiesen, dass er beim Familiengericht einen Antrag stellt, dass ihm das Sorgerecht im Teilbereich Gesundheitssorge zur alleinigen Ausübung übertragen wird. Das Familiengericht hat dann wiederum unter dem Gesichtspunkt des Kindeswohls zu entscheiden.


Wiederum ähnlich ist die Situation, wenn die Eltern sich nicht einig sind, wo und auf welche Schule ein Kind gehen soll. Hier besteht jedoch eine Besonderheit. Die Entscheidung auf die Schule XY zu gehen, ist eine einzelne Entscheidung, die letztlich nur einmalig (durch entsprechende Unterschrift) getroffen werden muss. Für eine solche Entscheidung zu einem einzelnen Punkt ist es nicht notwendig, dass ein Elternteil beantragt, dass ihm das Sorgerecht im Teilbereich Schulangelegenheiten zur alleinigen Ausübung übertragen wird. Das Gesetz bietet hier eine andere Möglichkeit. Der Elternteil würde lediglich beantragen, dass ihm isoliert die Befugnis übertragen wird zu entscheiden, welche Schule das Kind künftig besuchen soll. Ob der Antrag Erfolg hat, entscheidet das Familiengericht unter dem Gesichtspunkt des Kindeswohls. Wenn die Meinungsverschiedenheit der Eltern vom Gericht zugunsten des Antragstellers entschieden wird, verbleibt es im Übrigen bei der gemeinsamen elterlichen Sorge im Bereich Schulangelegenheiten. Auch wenn das Kind nunmehr aufgrund der Alleinentscheidung eines Elternteils die Schule wechselt, so ist doch der andere Elternteil in Schulangelegenheiten weiterhin sorgeberechtigt und kann beispielsweise die üblichen Auskünfte von der Schule verlangen.


All dies sind Beispiele für Streitigkeiten, die im Zusammenhang mit der Trennung und einer etwaigen nachfolgenden Scheidung auftreten können, wenn sich die Eltern nicht einigen können. Diese Streitigkeiten haben aber keinen unmittelbaren Zusammenhang mit dem Scheidungsverfahren. Die aufgezeigten Streitpunkte benötigen üblicherweise eine sofortige Lösung. In den aufgezeigten Problemfällen brauchen die Eltern eine baldige Entscheidung, die vom Scheidungsverfahren abgekoppelt sein muss und auch abgekoppelt wird. Sie werden deshalb nicht ins Scheidungsverfahren verlagert, sondern vor oder parallel zu einem Scheidungsverfahren geführt.



Umgangsstreit


Sind sich die Eltern einig, bei wem die Kinder nach der Trennung leben oder wurde dies gerichtlich entschieden – siehe den eben dargestellten Streit um das Aufenthaltsbestimmungsrecht –, so kann der nächste Streit darüber entbrennen, in welcher Weise und in welchem Umfang der andere Elternteil Kontakt mit den Kindern hat. Beim Umgang geht es, wie schon ausgeführt, um die Art und den Umfang des Kontakts des Elternteils mit einem Kind, in dessen Obhut sich das Kind nicht befindet, bei dem das Kind also nicht lebt. Dies ist ein ganz gravierender und wichtiger Punkt, bei dem jedem Kind nur zu wünschen ist, dass die Eltern das notwendige Verantwortungsgefühl füreinander und vor allem gegenüber den Kindern aufbringen, um eine einvernehmliche Lösung herbeizuführen. Wenn sich die Eltern auf eine bestimmte Vorgehensweise und Lebensweise einigen, brauchen sie keinen Anwalt und kein Gericht.


Eine gängige Regelung war in den vergangenen Jahrzehnten, dass die Kinder bei einem Elternteil, meist bei der Mutter, leben (sogenanntes Residenzmodell) und etwa alle vierzehn Tage am Wochenende Umgang mit dem Vater haben, also sich beim Vater aufhalten. Die Ferienzeiten wurden üblicherweise zwischen den Eltern aufgeteilt.


Dieser Modus entspricht jedoch längst nicht mehr den aktuellen Gegebenheiten. Mittlerweile werden die verschiedensten Modelle diskutiert und gelebt. So gibt es zum Beispiel das paritätische Wechselmodell, bei dem sich die Kinder abwechselnd mit gleich langen Betreuungszeiträumen – zum Beispiel im Wochenrhythmus – bei den Elternteilen aufhalten. Eine Variante hiervon ist das sogenannte „Nestmodell“, bei dem das Kind seinen dauerhaften Aufenthalt in einer Wohnung hat und die Eltern dort abwechselnd wohnen.


Es gibt auch Modelle, bei denen der Umgang nicht nur vierzehntägig, sondern häufiger stattfindet. Der Fantasie und Individualität sind hier keine Grenzen gesetzt – wenn die von den Eltern getroffene Regelung dem Kind nicht schadet. Solange sich die Eltern über einen bestimmten Modus einig sind, haben sie einen weiten Handlungsspielraum. Die Eltern brauchen für ihre Vereinbarung auch keine gerichtliche Hilfe. Die Eltern können beispielsweise zur Unterstützung auf ihrem Weg zu einer Einigung die Hilfe des örtlichen Jugendamtes holen, das auch Hilfen der Träger der freien Jugendhilfe (Caritas, Diakonie etc.) vermitteln kann. Dies alles ist für die Eltern kostenlos und kein Muss. Die Jugendämter haben einen Fachdienst für Trennung und Scheidung. Mit den Mitarbeitern kann unbürokratisch telefonisch oder per E-Mail Kontakt aufgenommen und ein Beratungsgespräch vereinbart werden.


Entscheidend ist letztlich immer, dass die getroffene Regelung – und sei es auch nur mündlich – tatsächlich und streitfrei gehandhabt wird und die von den Eltern getroffene Übereinkunft nicht das Wohl der Kinder gefährdet.


Manche Eltern verstehen sich noch so gut, dass sie alles kurzfristig vereinbaren und planen können. Eine Nachricht genügt und die Kinder sind dann zu einem bestimmten Zeitpunkt beim einen oder anderen Elternteil. Solche Fälle sind aber – zugegeben – in der Praxis eher selten zu erleben. Meist ist den Eltern und auch den Kindern mehr geholfen, wenn alles vorausschauend geplant wird und sich jeder darauf einstellen kann. Eltern können sich zusammensetzen und anhand eines Jahreskalenders die Wochentage, die Wochenenden und die Urlaubszeiten ganz konkret vereinbaren, die ihren persönlichen Bedürfnissen – oftmals aus beruflichen Gründen – am besten entsprechen. Für solche Planungen werden auch Apps angeboten. Allerdings sei nochmals darauf hingewiesen, dass es nicht nur um die Interessen der Eltern, sondern vorrangig um die Interessen der Kinder geht. Bei der Gestaltung muss berücksichtigt werden, dass auch Kinder ihren Freizeitaktivitäten und ihren Kontakten zu Freunden nachkommen wollen und Kontinuität sowie Berechenbarkeit in ihrem Alltag brauchen. Es gibt zwar keine festen Altersgrenzen, aber je älter ein Kind ist, umso mehr Bedeutung erlangen seine Wünsche. So kann beispielsweise ein Kind ab dem Alter von zwölf Jahren kaum mehr zu einem Umgang „gezwungen“ werden. Ab dem Alter von vierzehn Jahren entscheidet ein Kind in der Regel auch selbst, bei welchem Elternteil es leben will.


Erst dann, wenn eine solche Einigung nicht erzielt werden kann und ein Elternteil auf seinen Vorstellungen beharrt, führt dies zu entsprechenden Gerichtsverfahren. Aber auch diese Verfahren werden von den Gerichten stets mit dem Ziel betrieben, eine Einigung zwischen den Eltern herbeizuführen. Solche Verfahren werden von den Eltern beziehungsweise einem Elternteil aber häufig mit falschen Vorstellungen angestoßen beziehungsweise eingeleitet. Für solche Verfahren bedarf es nicht einmal der Vertretung durch einen Rechtsanwalt. Es ist beispielsweise ausreichend, wenn ein Elternteil ein Schreiben bei Gericht einreicht, in dem er zum Ausdruck bringt, dass das Gericht den Umgang regeln soll. Ein solches Schreiben muss nur die Namen und Anschriften der Eltern sowie die Namen und die Geburtsdaten der Kinder enthalten.


So leicht wie diese Verfahren einzuleiten sind, so schwer sind sie für das Familiengericht zu entscheiden. Denn es ist für einen Außenstehenden äußerst schwierig festzustellen, welche Regelung für das Kind am besten ist. Die Eltern werden vom Gericht zu einem Termin geladen und persönlich angehört. Sie können ihre Sichtweise vorbringen und Fragen des Gerichts beantworten. Zudem wird eine Einschätzung des Jugendamtes eingeholt. Diese Einschätzung erfolgt entweder schriftlich oder mündlich im Termin zur Anhörung der Eltern. Im Termin ist in der Regel ein Mitarbeiter des Jugendamtes anwesend. Die Anhörungen dauern selten weniger als eine Stunde, zumal das Gericht stets bemüht ist, eine Einigung der Eltern herbeizuführen. Wenn sich die Eltern trotz gerichtlicher Unterstützung nicht einigen, müssen die Kinder persönlich in Abwesenheit der Eltern vom Gericht angehört werden. Den Kindern wird zur Unterstützung beziehungsweise mit dem Zweck, ihre Interessen angemessen in das Verfahren einzubringen, vom Gericht ein „Verfahrensbeistand“ bestellt. Die Bestellung erfolgt durch einen Gerichtsbeschluss. Die Eignungsvoraussetzungen (in rechtlicher, psychologischer und pädagogischer Hinsicht) für einen Verfahrensbeistand sind gesetzlich geregelt. Der Verfahrensbeistand kann ein Rechtsanwalt sein, muss es aber nicht sein. Der Verfahrensbeistand vertritt die Interessen des Kindes im Verfahren. Wenn alle nötigen Informationen vorliegen, kann das Gericht über die Art und Weise des Umgangs oder die Gestaltung der elterlichen Sorge entscheiden. In schwierigen Fällen bedarf das Gericht zusätzlicher Unterstützung durch Experten und es wird ein familienpsychologischer Sachverständiger mit der Erstellung eines Gutachtens beauftragt. Der Sachverständige soll sich dazu äußern, welcher Umgang oder welche Sorgerechtsregelung für die Kinder am besten ist.


Wie schon geschildert, haben die Eltern häufig falsche Vorstellungen von Umgangsverfahren. Von der gerichtlichen Entscheidung bis zur Umsetzung dieser Entscheidung kann es ein langer Weg sein. Die Eltern werden oft von einer Vorstellung geleitet, wie man sie aus dem Zivilprozess kennt: Wir streiten, das Gericht trifft eine Entscheidung und diese Entscheidung wird sodann vollstreckt. Diese Sichtweise passt jedoch nur eingeschränkt in Umgangsverfahren. Zwar kann auch eine gerichtliche Umgangsentscheidung vollstreckt werden, und zwar durch Ordnungsgeld (bis hin zur Ordnungshaft) gegen den Elternteil, der den Umgang nicht in der angeordneten Weise gewährt oder ausübt. Jedoch gelangt man immer zu dem Punkt, dass nicht um Geld oder eine Sache, sondern um ein Kind gestritten wird. Der Streit dreht sich letztlich um das Wohl des Kindes. Wenn ein Elternteil im Gerichtsverfahren vorgebracht hat, dass das Kind den Umgang beziehungsweise Kontakt mit dem anderen Teil verweigere, so wird dieser Einwand häufig nach einer entsprechenden gerichtlichen Entscheidung zum Umgang wiederholt. Dies bedeutet: Der Streit geht weiter, nur auf anderer rechtlicher Ebene. Der genannte Einwand kann im Vollstreckungsverfahren auch nicht leichter Hand beiseite gewischt werden, denn es geht um das Wohl eines Kindes. So kommt es auf Antrag eines Elternteils unter Umständen zu einem sogenannten Vermittlungsverfahren, in dem das Gericht die Eltern wieder zu einem Termin lädt, in dem das Gericht versucht, ein Einvernehmen der Eltern herzustellen.



Kindesunterhalt nach Trennung


„Der Elternteil, bei dem die Kinder bleiben und der die Kinder betreut, hat gegen den anderen Elternteil einen Anspruch auf Zahlung von Kindesunterhalt.“ Diese Aussage ist im Grunde zu ungenau. Denn Kindesunterhalt ist ein Anspruch des Kindes selbst und nicht des betreuenden Elternteils. Jedoch ist der Elternteil, der die Kinder betreut, bis zur Rechtskraft der Scheidung berechtigt, den Kindesunterhalt im eigenen Namen für die minderjährigen Kinder geltend zu machen. Dies dient dazu, die Kinder in der Trennungs- und Scheidungsphase aus den Streitigkeiten der Eltern herauszuhalten und ihnen den Konflikt mit einem Elternteil zu ersparen. Kinder und Eltern beziehungsweise ein Elternteil sollen nicht zu „Gegnern“ in einem Gerichtsverfahren werden.
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